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Wir können leider nicht sagen,
dass die Bremer Rechtsmedizin
in der Vergangenheit immer
würdevoll mit toten Kindern
umgegangen ist. Uns sind Fälle
bekannt, bei denen die Rechts-
medizin Monate nach der Beer-
digung bei Eltern angefragt hat,
was denn mit Organen des Kin-
des passieren soll, die noch in der
Pathologie lagern.
Was löst so etwas aus?
Schreckliche Filme in den Köp-
fen der Angehörigen. Deshalb
fordern wir, dass die Rahmenbe-
dingungen in der Rechtsmedizin
verbessert werden: Dass den El-
tern auf Wunsch die Ärzte vorge-
stellt werden und dass ihnen der
Ablauf erklärt wird.
Verbände von Kinderärzten be-
haupten, es sei langfristig eine
Entlastung für die Eltern, durch
eine Obduktion die genaue To-

desursache erfahren zu kön-
nen.
Bei einer unklaren Todesursache
entscheidet sich bereits jetzt die
Hälfte der Eltern für eine Obduk-
tion. Wir erleben dabei immer
wieder, dass das Ergebnis neue
Fragen aufwirft: Hat das Kind
den Gendefekt von mir? Habe ich
während der Schwangerschaft
doch mal eine Zigarette ge-
raucht? Das macht die Verarbei-
tung des Todes nicht zwangsläu-
fig einfacher.
Warum entscheiden sich Eltern
für oder gegen eine Obduktion?
Eltern wollen eine Obduktion
selten nur einfach so, um zu wis-
sen, was die Todesursache war.
Meist haben sie weitere Kinder
oder möchten noch welche.
Dann steht die Frage nach gene-
tischen Ursachen im Raum. De-
nen, die sich dagegen entschei-
den, geht es hauptsächlich um
die Unversehrtheit des Körpers.
Der ist für sie keine tote Masse,
sondern immer noch ihr Kind,
das sie beschützen wollen.
Haben vielleicht nicht gerade
die etwas zu verbergen, die eine
Obduktion ablehnen?
Das mag sein, aber diese Eltern
suchen uns in der Regel nicht
auf. Bei den Eltern, die wir be-
treuen, ist es glaubhaft, dass es
ihnen tatsächlich nur um die Un-
versehrtheit geht. Man muss sich
auch vor Augen führen, dass nur
ein ganz kleiner Teil der Eltern
Schuld am Tod ihres Kindes hat.
Es steht in keinem Verhältnis,
deshalb allen eine Obduktion zu-
zumuten.
Was brauchen Eltern unmittel-
bar nach dem Tod eines Kindes?
Vor allem Zeit. Der Druck ist
meist sehr hoch. Oft haben die
Angehörigen nicht einmal eine
Nacht Zeit, über die Entschei-
dung für oder gegen eine Obduk-
tion zu schlafen. Ähnlich ist die
Situation bei Organspenden.
Wenn wir Beerdigungen organi-
sieren, warten wir manchmal bis
zu zwei Wochen, damit die Eltern
es schaffen, ihr ohne eine
Höchstmaß an Beruhigungsmit-
teln beizuwohnen.
Der Bremer Gesetzesentwurf
sieht vor, dass Eltern binnen 24
Stunden Widerspruch gegen ei-

„Die Unversehrtheit ist wichtig“
ZWANGSOBDUKTION Eine Obduktionspflicht bei Kindern, die aus ungeklärter Ursache sterben, lehnt Trauerbegleiter

Heiner Melching ab. Die wird in Bremen geplant und in Hamburg diskutiert – um Misshandlungen aufzudecken

INTERVIEW TERESA HAVLICEK

taz: Herr Melching, welche Fol-
gen hätte eine Obduktions-
pflicht bei verstorbenen Klein-
kindern für die Eltern?
Heiner Melching: Sie kann dem
Trauerprozess schaden. Die Ohn-
macht, die Eltern nach dem Tod
ihres Kindes ohnehin erleben,
würde noch potenziert: Das Kind
wird ihnen weggenommen, sie
wissen nicht, was genau mit ihm
geschieht und wer es anrührt.
Bei lebenden Kindern sucht man
sich die Ärzte ja auch sehr genau
aus – solche Gefühle der Verant-
wortung hören mit dem Tod
nicht automatisch auf.
Die Debatte darüber tobt im po-
litischen Raum: In Bremen for-
dert die Sozialsenatorin die Ein-
führung der Pflicht, auch in
Hamburg wird darüber disku-
tiert. Wurden Sie als Fachleute
dazu angefragt?
Nein, leider nicht.
Finden Sie den Vorstoß denn
sinnvoll?
Nein. Die Entscheidung muss im
Grundsatz bei den Eltern liegen,
es sei denn, es gibt Hinweise auf
Misshandlungen.
Wie wichtig ist es, dass Eltern
das Kind vor der Beerdigung
noch einmal sehen können?
Die Möglichkeit ist unerlässlich.
Wir ermutigen Eltern grundsätz-
lich dazu. Viele Eltern waschen
ihre toten Kinder, ziehen sie
sorgsam an, manche machen Fo-
tos. Ein reales traumatisches Bild
ist leichter zu verarbeiten als
Phantasiebilder. Eltern, die ihr
Kind nicht mehr gesehen haben,
brauchen nach unserer Erfah-
rung erheblich länger, um den
Tod überhaupt zu realisieren –
der ist für sie etwas schier Un-
glaubliches.
Kann man ein Kind nach einer
Obduktion denn nicht mehr se-
hen?
Ja schon, aber die Unversehrtheit
des Körpers spielt dabei eine gro-
ße Rolle: Ein Kind muss so ausse-
hen, dass die Eltern es verab-
schieden können – auch nach ei-
ner Obduktion. Das ist in Bremen
nach meiner Erfahrung nicht im-
mer der Fall.
Wie meinen Sie das?

Manche Debatten haben so ihre
skurrilen Züge. Auch die über
den Klimawandel. Der wird ja in-
zwischen von niemandem mehr
in Frage gestellt, der ernst ge-
nommen werden will. Über die
Folgen jedoch und den Umgang
mit ihnen wird weiter trefflich
gestritten. Und in Schleswig-
Holstein, meerumschlungen, ist
die Diskussion naturgemäß be-
sonders intensiv.

In Brunsbüttel droht sie zur
Farce zu werden. Dort die Deiche
zu erhöhen, damit Kohlemeiler
künftig auf Warften an der Elbe
KohlendioxidindieAtmosphäre
blasen können, kann als Endsta-
dium des Widersinns begriffen
werden. Bei nüchterner Betrach-
tung jedoch handelt es sich um
die Hauptbeschäftigung aller
Technokraten, die Probleme lö-
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KOMMENTAR:
SVEN-MICHAEL VEIT

ÜBER KÜSTENSCHUTZ

Höhere Deiche
für neue
Kohlemeiler

Kohlemeiler auf
Warften wären das
Endstadium des
Widersinns

sen zu müssen, die es ohne sie
gar nicht gegeben hätte.

Es kann nicht angehen, dass
ein Ministerium Kohlekraftwer-
ke genehmigt und anschließend
die Folgen mit Hunderten von
Euromillionen einzudämmen
versucht. Das Eine darf nicht
sein, das Andere ist eh schon dra-
matisch und teuer genug.

Dagegen zeugt der Vorschlag,
das Land hinter den Deichen neu
zu gestalten, durchaus von Reali-
tätssinn. Was zunächst wie das
Hirngespinst eines durchge-
knallten Professors erscheinen
mag, könnte letztlich eine genia-
le Idee sein. Die Aufforderung,
offensivzugestaltenstattnurab-
zuwehren, verdient es, gründ-
lich geprüft zu werden.
ä Bericht SEITE 42

SÜDWESTER

Das Vieh
Eigentlich hatten sie einen Au-
flug machen wollen, der Bert und
seine Irena. Zum Osterhasen
zum Beispiel, oder zu irgendwel-
chem Federvieh. Und jetzt war da
dieser Leguan. Träge lag er auf
der Spüle, tückisch in Richtung
Kühlschrank züngelnd. Und al-
les, weil Bert unbedingt hatte
Tierschutzbeauftragter werden
müssen. Und das auch noch in
Appen/Kreis Pinneberg, wo
jüngst ein grün-roter Leguan auf
dem Parkplatz saß. Dass Pinne-
bergs Spaziergänger mit derlei
nicht umgehen konnten und ihn
auf einen Baum jagten, war klar;
sieht ja auch fast aus wie ein Kro-
kodil, der Gute. Also hatte die Po-
lizei ihn gefangen – nicht aber
seinen Besitzer. So kam der Legu-
an zum Beauftragen, „vorläufig“,
wohlgemerkt. Das will Bert auch
schwer hoffen. Denn Irena hat
gesagt, solange das Vieh da ist,
kommt sie nicht wieder.

Auch ohne Obduktion ein eindeutiger Fall: Die siebenjährige Jessica aus Hamburg wog bei ihrem Tod keine zehn Kilo Foto: dpa

KÜSTENSCHUTZ

Deichen oder Fluten?
Mit breiteren Deichen will
Schleswig-Holstein dem Anstieg
des Meeresspiegels begegnen.
Aber ein Wissenschaftler meint,
man müsse dem Meer nachge-
ben. Wird die Marsch zur
Seenlandschaft? SEITE 42

KUNSTLEIDENSCHAFT

Ladenlokal und Partykeller
Auch nach der erfolgreichen Besetzung des Gänge-
viertels: Als Kunststandort könnte Hamburg bes-
ser dastehen – regelmäßig wandert der kreative
Nachwuchs ab nach Berlin. Aber es gibt an der
Elbe auch junge Kunst-Enthusiasten wie die Ga-
leristin Melike Bilir, die den Kampf nicht aufge-
ben wollen SEITE 43
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Heiner Melching, 47

n ist Sozialpädagoge und Trauer-
begleiter beim Verein für verwais-
te Eltern und Geschwister in Bre-
men (www.verwaiste-eltern-bre-
men.de), der zurzeit 500 Familien
betreut. Seit No-
vember 2009
Geschäftsführer
der Deutschen
Gesellschaft für
Palliativmedi-
zin. FOTO: PRIVAT

ne Obduktion einlegen können.
Wäre das ein Kompromiss?
Nein. Warum sollen Eltern in die
Pflicht genommen werden, in ei-
ner solchen brutalen Schocksitu-
ation einen Widerspruch zu for-
mulieren – und das vermutlich
auch noch frist- und formge-
recht? Ich kenne Eltern, die nach
dem Tod ihres Kindes erstmal
komplett verstummen. Von der
Aufklärung über Rechte und
Pflichten kommt in solchen Situ-
ationen oft nur ein Bruchteil an.
Eine Frist von 24 Stunden ist da
ein sehr abstrakter Begriff.
Was fordern Sie stattdessen?
Die Pflicht sollte umgedreht wer-
den: Diejenigen, die die Zwangs-
obduktion fordern, sollten ver-
pflichtet werden, sich ein Bild
von den Familien zu machen. In
Pflichtanhörungen und -gesprä-
chen mit Eltern, etwa beim Amt

für Soziale Dienste, würde sich
sicher zeigen, bei wem Zweifel
daran bestehen, ob für das Kind
Sorge getragen wurde. Für diese
Fälle könnte man sich immer
noch die Möglichkeit einer Ob-
duktion vorbehalten – oder man
findet zu der Frage einen Kon-
sens mit den Familien.
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Die Debatte

Kinder bis sechs, die ohne erkenn-
bare Ursache sterben, will Bre-
mens Sozialsenatorin Ingelore Ro-
senkötter (SPD) regelhaft obduzie-
ren lassen. Bremen wäre das erste
Bundesland, das Obduktionen bei
Kindern gesetzlich vorschreibt.
n Die Dunkelziffer bei Kindstötun-
gen dient ihr zur Begründung: Stu-
dien hätten bei etwa drei Prozent
der Fälle von plötzlichem Kindstod
Tötungen nachgewiesen.
n Uneinigkeit herrscht bei dem
Thema im Bremer Senat: Ethische
Bedenken äußerte Umweltsena-
tor Reinhard Loske (Grüne). Nun
will man sich bis 13. April auf einen
Kompromiss zur nötigen Gesetzes-
änderung einigen.
n Bislang entscheiden die Ärzte
beim Ausstellen des Totenscheins,
ob sie die Staatsanwaltschaft ein-
schalten. Diese kann dann im Ver-
dachtsfall eine Obduktion anord-
nen.
n In Hamburg fordert der SPD-Ju-
gendpolitiker und Bürgerschafts-
abgeordnete Thomas Böwer die
Obduktionspflicht – mit ähnlichen
Argumenten wie in Bremen.
n 2008 hätte die Pflicht in Bremen
bei vier von 37 verstorbenen Kin-
dern gegriffen, in Hamburg bei sie-
ben von 59.
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